2. 
Historisch-politischer Hintergrund 

2.1. 
Der türkisch-kurdische Konflikt

2.1.1. Probleme der kurdologischen Forschung

Üblicherweise beginnt eine wissenschaftliche Arbeit mit der Referierung der bisherigen Erkenntnisse des Forschungsgegenstands, um darauf aufbauend die eigenen Forschungen darzulegen. In Bezug auf Kurdinnen und Kurden gibt aber nur wenige Erkenntnisse, die als gesichert gelten. Nur in Ausnahmefällen wird an Universitäten Kurdologie betrieben. Die Kurdologen forschen in verschiedenen Ländern weit voneinander verstreut, so dass Ländergrenzen, verschiedene Sprachen und Schriftsysteme den Austausch erschweren. Mittlerweile finden zwar einige kurdologische Ver​an​staltungen an deutschen Universitäten statt und die Zahl der wissenschaftlichen, politischen und literarischen Veröffentlichungen über Kurden steigt, aber es fehlt eine systematische Kurdologie. In den Herkunftsstaaten der Kurden hat der „Gegensatz zwischen nationalstaatlich abgesicherten Nationalismen und mit ihnen konkurrierenden Minderheitennationalismen ... nicht nur dazu geführt, dass die bestehenden Nationalstaaten mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mit​teln versucht haben, jegliche ihre Legitimation anzweifelnde Bewegung zu unterdrücken, sondern auch, damit in Verbindung stehende Fragen zu unterbinden.“ (Savelsberg u.a. 1998) In den Staaten, in denen die Siedlungsgebiete der Kurden liegen, wird die Kurdologie unterdrückt, um die Dominanz der herrschenden Ethnie abzusichern und die Forderung nach einem eigenständigen kurdischen Staat zu unterbinden. In Europa besteht wiederum kein Interesse an der Förderung der Kurdologie, weil es keinen kurdischen Staat gibt. Während das Zentrum für Türkeistudien in Essen, „welches Konzepte der türkischen Regierung unkritisch übernimmt“ (Hajo 1994, S. 13), aus Bundesmitteln gefördert wird, bleiben kurdologische Forschungen dem Engagement kurdischer Mi​gran​tenorganisationen und einzelnen finanziell beschränkten Initiativen an den Universitäten
 überlassen. 

Wie kurzfristig angelegt solche machtpolitisch motivierte Forschungsförderung ist, zeigt sich in vielen Fehleinschätzungen von Politikern, Wissenschaftlern sowie Journalisten. Dabei stehen gut recherchierte Analysen und völliger Un​sinn oft eng nebeneinander. Die Wissenschaft in der Bundesrepublik hat gerade erst angefangen, sich mit den Ursachen des türkisch-kurdischen Konflikts sowie der Existenz einer halber Millionen Menschen kurdischer Herkunft in der Bundesrepublik zu beschäftigen. Nicht zuletzt durch den Protest der in Europa lebenden Kurden findet ihr Schicksal auch in der westlichen Öffentlichkeit zuneh​mend Beachtung. In den letzten Jahren entstanden etliche wissenschaftliche Arbeiten über Kurden. Eine systematische Beschäftigung mit Kurden steht aber noch aus. Diesbezügliche Bemühungen zeigt die Forschungsstelle für Interkulturelle Studien der Universität zu Köln. Dort existiert seit Juni 2000 ein Politprojekt zur Etablierung eines An-Institutes für Kurdische Studien.

An dieser Stelle will ich auf drei Punkte hinweisen, die kurdologische Forschungen leisten müssten und denen auch diese Arbeit gerecht werden will: 

Erstens: Angesichts der wohl immer aktuellen Auseinandersetzung mit rassistischen oder nationalistischen Denkstrukturen scheint mir außerordentlich wichtig festzulegen, dass kurdologische Forschung vor allem in Deutschland nicht dazu dienen darf, ethnische Abgrenzungen zu manifestieren. Meyer-Ingwersen (1994, S. 25) bemerkt in einem Vortrag zu der Frage „Was kann die Kurdologie für die Praxis leisten?“: „Bei allen Lebensformen, Sitten und Gebräuchen, bei allen Äußerungen der materiellen und geistigen Kultur, die wir bei den Kurden beobachten, darf nicht der Versuch unternommen werden, festzuschreiben, was als kurdisch zu gelten hat und was nicht.“

Zweitens: Es versteht sich fast von selbst, dass die hier geforderte Kurdologie nicht durch einen rein philologischen (oder historischen) Ansatz geleistet werden kann. Das wachsende Interesse an kurdologischen Fragestellungen resultiert aus aktuellen Konflikten, die sich auf verschiedene gesellschaftliche Ebenen auswirken und die neben Orientalistik, Ethnologie und Linguistik auch die Soziologie, die Politikwissenschaft und die Pädagogik betreffen. Gefordert ist ein interdisziplinärer Ansatz
, der sich systematisch mit kurdologischen Fragestellungen auseinandersetzt. 

Drittens sollte eine europäische Kurdologie die Forschungen und den Standpunkt von Kurdinnen und Kurden einbeziehen. In allen Teilen Kurdistans gibt es trotz der Unterdrückung einen lebendigen Diskurs um historische, kulturelle, linguistische, soziale und politische Fragen, die Kurden betreffen. Kurdische Migrantenorganisationen und einzelne kurdische Intellektuelle in Europa beschäftigen sich ebenfalls intensiv mit kurdologischen Fragen. Allerdings drängt sich der Eindruck auf, dass die Kurdologie in Kurdistan und die in Europa nicht nur in zwei verschiedenen Erdteilen, sondern auf zwei verschiedenen Sternen stattfindet. Die jeweiligen Fragestellungen werden hier wie dort nicht verstanden oder gründlich missverstanden, weil sie nur aus dem eigenen Kontext heraus interpretiert werden. Die Diskussion um „Nationalismus“ bzw. „Ethnizität“, die auf beiden Seiten geeignet ist, Engagement und bisweilen auch heftige Emotionen auszulösen, ist ein gutes Beispiel dafür. Die westliche Forschung tendiert dazu, die Phänomene „Nationalismus“ und „Ethnizität“ zu dekon​struieren. Kurdinnen und Kurden drohen darin zum bloßen Objekt eines westlich dominierten Diskurses zu werden. Vielen kurdischen Forschern ist hingegen daran gelegen, die Existenz einer kurdischen Nation gegenüber dem türkischen, arabischen und persischen Nationalismus zu legitimieren. In dem von ihnen betriebenen „nation-building“ sind die Begriffe „Volk“ und „Nation“ positiv besetzt. 

Für beide Seiten wäre es bereichernd, den Diskurs der anderen in seinem Entstehungszusammenhang zu begreifen. Die kurdische Forschung muss Teil der im Westen entstehenden Kurdologie werden, damit Kurdinnen und Kurden nicht ausschließlich zu Objekten der Forschung werden und die kurdische Geschich​te nicht aus einer ausschließlich europäischen Sicht geschrieben wird. 

2.1.2. Versionen der kurdische Geschichte

Bei der folgenden Beschreibung der Hintergründe des türkisch-kurdischen Konflikts handelt es sich um keine umfassende Darstellung der kurdischen und schon gar nicht der türkischen Geschichte.
 Vielmehr wurden bestimmte Entwicklungen herausgegriffen, die für das Verständnis des Konflikts von Bedeutung sind.

Die kurdischen Ursprünge bleiben bis heute in der wissenschaftlichen Literatur umstritten.
 Historisch nachgewiesen ist lediglich, dass Kurdinnen und Kurden schon dort lebten, bevor die Araber von der arabischen Halbinsel aus im 7. Jahrhundert n. Chr. und die ersten Turkstämme aus Mit​telasien ab dem 8. Jahrhundert in Richtung der kurdischen Siedlungsgebiete vorrückten. 

Hier sollen nicht Fragen der archäologischen oder linguistischen Forschung diskutiert werden, sondern ein Blick auf die unterschiedlichen - politisch motivierten - Konstruktionen der Herkunft und Geschichte der Kurden geworfen werden.

Die neuere Nationalismusforschung geht davon aus, dass es sich bei Nationen weder um natürliche noch historisch vorgegebene Größen handelt, sondern um das Ergebnis sozialer Konstruktionen. Als solche unterliegen sie der Veränderung. „Völker“ und „Nationen“ sind durch Assimilation und Vermischung entstanden und wieder verschwunden. Die Wurzeln einer Nation in Urzeiten zu suchen, entspringt dem Wunsch, die Nation zu etwas Unvergänglichem zu machen. Nicht endgültig geklärt ist, woher nationales Bewusstsein (oder die na​ti​onale Idee) seine Erneuerungskraft und seine Mobilisierungsfähigkeit bezieht. Aber gesichert ist die Erkenntnis, dass alle Nationen ihre Geschichte im Nachhinein zur Begründung und Legitimation konstruieren, so dass die Nation als das Ergebnis eines „natürlichen“ organisch gewachsenen Prozesses erscheint. 

Auch die kurdische Literatur ist voll solcher Konstruktionen. Wenn nicht gar auf eine „jahrtausen​​delange Kolonialisierung“ verwiesen wird, wird beispielsweise die Eroberung von Ninive durch die Meder im Jahre 612 v. Chr. als Ursprung der Kurden angesehen. Die kurdische Literatur erzählt Mythen
, die eindeutig als solche zu erkennen sind. Es finden sich aber auch zahlreiche Stellen, in denen der Übergang zwischen Mythos und historischer Wahrheit fließend ist. Ähnliche Behauptungen wie die in dem folgendem Zitat sind oft zu finden: „Mit Sicherheit kann jedoch gesagt werden, dass die Kurden eine sehr alte Geschichte haben und über eine eigenständige, jahrtausendealte Kultur verfügen.“ (Arikan 1994, S. 7) 
 

Behrendt hat sich in einer umfangreichen Arbeit mit der Konstruktion und den Mythen des kurdischen Nationalismus auseinander gesetzt. Er kritisiert, dass die Ergebnisse der heutigen Nationalismusforschung „bisher offenbar spurlos an der ‘Kurdologie’ vorübergegangen sind.“ (Behrendt 1993, S. 14) Die kurdische Geschichte werde aus einer nationalisierenden Perspektive konstruiert.
 Andere Kategorien als Zugehörigkeit zur kurdischen Nation wie Glaube, traditionelle Loyalitäten, Vasallität oder Stammeszugehörigkeit würden als Störfaktoren für die Entwicklung des nationalen Bewusstseins behandelt. „Viel zu häufig werden die Projektionen, die Fehlinformationen und das politisch motivierte Wunschdenken von AutorInnen, die dem kurdischen Nationalismus nahe stehen, fraglos als wissenschaftlich verwertbare Fakten akzeptiert.“ (Behrendt 1993, S. 13) Behrendt will nationalistische Mythenbildung und Geschichtsumschreibungen durch Konfrontation mit beweisbaren Fakten als das offen legen, was sie seien, nämlich bestimmte Weisen, die Welt im Kopf neu zu konstituieren. Kurdinnen und Kurden hätten die Ideologie des Nationalismus sowie die Methode, eine Nation zu konstruieren, aus Europa übernommen. „Man stößt bei der Beschäftigung mit Nationenbildungen in Europa überall auf Schöpfungs-, Abstammungs- und Ansippungsmythen, die die Anfänge der Nation in undenkliche Zeiten zurückverlegen; ... auf Gründungs- und Revolutionsmythen, die einen Umsturz rechtfertigen und eine neue Gesellschaftsordnung rechtfertigen sollen.“ (Berding 1996, S. 8) Der deutsche Nationalismus etwa hat merkwürdigste Mythen wie die Abstammung von den Germanen und die These vom „deutschen Urvolk“, von dem ein so akzeptierter Philosoph wie Fichte spricht, hervorgebracht. Der arabische, türkische und der persische Nationalismus wiederum, mit denen der kurdische Nationalismus konkurriert, sind als historisch-soziale Konstrukte stets bemüht, bedeutende historische Ereignisse sowie kulturelle Errungenschaft des Nahen und Mittleren Ostens für sich zu verbuchen.
 

Um die Mythen und Konstruktionen zu produzieren, die die neu gegründete türkische Republik als das Ergebnis eines langen Entwicklungsprozess darstellen, wurden in den 30er Jahren eigens zwei Institutionen geschaffen: die „Türkische Geschichtsgesellschaft“ (Türk Tarih Kurumu) und die „Türkische Sprachgesellschaft“ (Türk Dil Kurumu). Die „Türkische Geschichtsgesellschaft“ hat​te die Aufgabe, von Atatürk geäußerte Vermutungen über die türkische Geschichte zu untermauern. Sie hatte „in der türkischen Geschichte Bezugspunkte zu finden, mit denen sich die türkische Bevölkerung in der neuen modernen, von der näheren Vergangenheit abgeschnittenen Geschichte identifizieren konnte und auf die der türkische Nationalismus sich stützen konnte.“ (Arslan 1990, S. 182) Auf Kongressen in den 30er Jahren ging der Eifer soweit zu behaupten, die Türken wären schon in vorchristlicher Zeit in Anatolien ansässig gewesen, sogar die „ersten Kulturen der Welt“ seien aus der „türkischen Rasse“ hervorgegangen. Sumerer, Hethiter, Ägypter u.a. historische Völker wurden mit Türken in Verbindung gebracht.

Inspiriert durch den Rassismus des deutschen und italienischen Faschismus gab es zur gleichen Zeit auch Versuche, den Begriff „Türke“ rassisch zu definieren.
 Im Gegensatz zum deutschen Faschismus und Nationalismus ging es dem türkischen Nationalismus jedoch nicht darum, andere „Völker“ auszugrenzen, sondern die erzwungene Anpassung anderer Ethnien an die türkische Eth​nie als die (Wieder)Herstellung einer natürlichen - rassisch gegebenen - Ordnung darzustellen. Mit der Behauptung, dass in der Türkei nur Türken leben würden, sollte die erzwungene Assimilation gerechtfertigt werden. Die offizielle türkische Historiographie war stets bemüht, mit den unterschiedlichsten und sich teilweise auch widersprechenden Thesen die Existenz von Kurdinnen und Kurden zu verleugnen. Laut einem Geschichtsbuch aus den 30er Jahren sind „Kurden in Wirklichkeit waschechte Türken ... sie vergaßen jedoch mit der Zeit aus verschiedenen Gründen ihre eigene Identität und wurden zu Kurden. Sie glaubten, sie seien als Kurden eine selbständige Gruppe. ... Türken, die sich von ihrer Heimat trennten, verloren auch ihre Muttersprache. Sie lernten neue Sprachen.“
 

Eine ähnliche These besagt, dass Yavuz Sultan Selim den „rein türkischen“ Stämmen, die er in seinen Feldzügen gegen das persische Safawiidenreich einsetzte, die Bezeichnung Baba Kürdi gegeben habe und dieser Namen von den Stämmen schließlich übernommen worden sei. Diese Stämme hätten ihre Sprache und Kultur „verlernt“ und ihre Abstammung vergessen. 

Eine weitere Theorie stützt sich auf die Behauptung, dass Kurden und Türken immer die gleichen Siedlungsgebiete bewohnt hätten: „Der Begriff Kurde bezeichnet keine Rasse, sondern einen Volks​stamm. Unsere Trachten und Motive sind die gleichen ... Kurden haben dort nicht gelebt, wo Türken nicht gelebt haben. ... Zeigen Sie mir ein Gebiet, in dem Kurden als eine Rasse allein gelebt haben sollen, so werde ich meinen Beruf nicht mehr ausüben, denn ein solches gibt es nicht. Wir alle sind eins. Wir sollten einmal unsere Geschichte genau studieren und darüber richtig Bescheid wissen.“
 

Behrendt stellt fest, dass „die vorgeblich ‘wissenschaftliche’ Beschäftigung mit der ‘Herkunft’ der Kurden ihren Platz im wesentlichen in politisch motivierter Rechtferti​gungs​rhetorik“ hat (Behrendt 1993, S. 57). Schon die Titel
 der vom Kulturwissenschaftlichen Institut der Türkei herausgegeben Bücher, die an die Schu​len verteilt werden, machen die Absicht deutlich: Die Men​schen im „Südosten“, die „Stämme im Südosten“ oder die „Kur​den“ seien „Türken“. Solche pseu​do​wissenschaftlichen Umdeutungen werden durch zahlreiche Alltagshypothesen ergänzt, die die herrschende Meinung der heutigen Türkei prägen. In Anspielung auf das Leben der Kurden in kalten Bergregionen wird beispielsweise behauptet, der Name „Kurde“ sei durch das Geräusch, das ein Schritt im Schnee verursacht - “kart-kurt“ -, entstanden oder die Kurden werden schlicht als „Bergtürken“ oder „Ostler“ bezeichnet. Die nationalistische Propaganda und Repression hat in der Türkei ein solches Ausmaß erreicht, dass allein die Erwähnung des Begriffs „Kurde“, „kur​​disch“ oder gar „Kurdistan“
 nicht nur strafrechtliche Konsequenzen hat, sondern auch von Teilen der Bevölkerung als Provokation empfunden wird. Auch von türkischen Jugendlichen in der Bundesrepublik habe ich bei Anspielungen auf Kurdistan oder die Kurden Reaktionen gehört wie: „Was ist Kurdistan? Was sind Kurden? Es gibt keine Kurden! Es gibt kein Kurdistan!“

2.1.3. Die Verträge von Sèvres und Lausanne

Nach einer vernichtenden militärischen Niederlage brach das innerlich marode Osmanische Reich am Ende des Ersten Weltkriegs zusammen. Die imperialistischen Mächte England, Frankreich und ab Ende des 19. Jahrhunderts Deutschland hatten es verstanden, den Handel und die Wirtschaft innerhalb des Reichs unter ihre Kontrolle zu bringen und türkische Beamte in ihrem Sinne zu lenken. Dadurch blieb das Reich von der industriellen Revolution ausgeschlossen. Schon vor Ende des Krieges hatten die Siegermächte in verschiedenen Geheimabkommen die Aufteilung
 des Osmanischen Reichs zwischen England, Frankreich, Griechenland und Italien beschlossen. 

Der Friedensvertrag von Sèvres (10.8.1920) sah die Errichtung eines armenischen Staates im Nordosten und eine gewisse kurdische Souveränität - eine anfängliche Autonomieregelung mit der Aussicht auf einen eigenen Staat - vor. Der Türkei verblieb nur ein kleines Territorium in der Mitte Anatoliens. Aus kurdischer Sicht bedeutete der Vertrag von Sèvres eine Anerkennung des kurdischen Selbstbestimmungsrechts durch die Kolonialmächte. Nie war im türkischen Teil Kurdistans die Option auf einen kurdischen Staat so konkret.

Die historische Situation aus kemalistischer Sicht beschreibt der Historiker Mikutsch: „Die Türken hatten wahrhaft Grund zu verzweifeln. Das Land war nahezu verblutet, die Bevölkerung de​zi​miert, die beste Kraft in acht Jahren fast unaufhörlicher Kriege dahingeschwunden; Hunger und Not suchten Städte und Dörfer heim. Nirgends winkte Aussicht auf Rettung, nirgends zeigte sich ein Freund, von keiner Seite war Beistand zu erhoffen. Das Urteil schien gesprochen. Das Osmanische Reich, seit mehr als einem Jahrhundert am Dahinsiechen, lag in den letzten Zügen.“
 
Mustafa Kemal rief zum Kampf
 gegen die Zerstückelung der Türkei auf und konnte mit den sogenannten Befreiungskriegen die Grenzen der heutigen Türkei durchsetzen. In der kemalistischen Geschichtsschreibung
 wird der Erfolg des Befreiungskampfes der „breiten Massenbasis Mustafa Kemals zugeschrieben, so dass der Eindruck entsteht, Atatürks Programm der Modernisierung sei allgemein auf große Zustimmung gestoßen.“ (Werle 1987, S. 22) 

Die bereitwillige Beteiligung des „türkischen Volkes“ am Kampf gegen die Alliierten wird aber von Historikern widerlegt. Es gehört „zu den Lebenslügen des türkischen Nationalismus, dass die Türkische Republik in einem nationalen Volkskrieg erkämpft worden sei, vielmehr übernahm eine bestimmte Fraktion innerhalb des Staatsapparates (hauptsächlich Armeeoffiziere) nach der Kapitulation die Macht und führte den Krieg als eine den veränderten Bedingungen angepasste staatliche Macht fort.“ (Behrendt 1993, S. 362) 

Nur eine kleine Minderheit wollte tatsächlich die Befreiung von Sultanat und Kalifat, „die Bevölkerung jedenfalls war an den Machtverschiebungen innerhalb des Herrschaftsapparates unbeteiligt, ja nahm sie nicht einmal wirklich wahr, und als sie sie wahrnahm, wandte sie sich entschieden dagegen.“ (ebd.) Der kriegsmüden anatolischen Bevölkerung war „die Idee der Verteidigung eines alle Partikularismen überwindenden gesamten Vaterlandes“ völlig fremd (Aðuiçenoðlu 1997, S. 152). Sie interessierte weder die Besetzung der Hauptstadt Istanbul noch der Verlust von fern der eigenen Region liegendem Territorium. Reaktionen erfolgten nur aus Furcht vor der Rückkehr der vertriebenen griechischen und armenischen Christen und lediglich in den direkt davon bedrohten Gebieten. Ein türkischer Bauer soll auf Atatürks Werben für die türkische Nationalbewegung geantwortet haben: „Meine Heimat fängt an der Grenze meines Feldes an. Bis der Feind dahin kommt, erwarte von mir keine Hilfe, mein Herr.“ (zit. n. ebd., S. 153)

Gebietsverluste an die anatolischen Christen fürchteten weniger die einfachen Bauern als die Aghas, die Großgrundbesitzer. Sie waren es auch, die ihre Bauern in den Krieg schickten. „Indes erhielt Atatürk seine Unterstützung nicht aus irgendeiner Widerstandsbewegung des Volkes. Im Gegenteil, seine Armee bestand im Kern aus demobilisierten Veteranen, während die Bauern gezwungen wurden, in vorderster Front zu kämpfen (es kamen mehr Bauern beim Desertionsversuch um als durch griechische Waffen, ein bemerkenswerter Eigensinn der türkischen Bauern).“ (Samim 1984, S. 150 f.) 

Auch Keskin (1979, S. 55), ein kritischer Anhänger des Kemalismus, muss zugeben: „Überall in Anatolien kam es zu gefährlichen Aufständen gegen die Befreiungsbewegung. Der Bürgerkrieg schwächte zwar den Widerstand, aber schließlich scheiterte das ‘reaktionäre Bürgerkriegsexperiment’“. 

Mit der Klassifizierung des Widerstands gegen Mustafa Kemals Mobilisierung als „reaktionär“ macht sich Keskin die kemalistische Rechtfertigungslogik zu eigen. 

Noch weniger als die einheitliche Beteiligung an den Befreiungskriegen lässt sich die kemalistische These, die anatolische Bevölkerung hätte hinter den Zielen Atatürks gestanden, halten. Über seine wahren Ziele, die Errichtung eines laizistischen türkischen Staates, ließ er seine Mitkämpfer bewusst im Unklaren. Das verbindende Element war die Angst vor der griechischen und armenischen Gefahr, der Widerstand gegen christliche Vorherrschaft und die von Mustafa Kemal bis dahin immer wieder beschworene Treue gegenüber dem Kalifat. „Im Befreiungskrieg blieben die Türken vor allem durch ihren gemeinsamen Widerstand gegen die drohende christliche Vorherrschaft und die gemeinsame Loyalität gegenüber dem Sultan-Kalifen geeint.“ (Bruinessen 1984, S. 140)

Der aus Europa kommende Gedanke der Nation, der innerhalb der türkischen und kurdischen Bildungseliten Fuß gefasst hatte, ließ die Masse der kurdischen wie türkischen Landbevölkerung unberührt. Ihr Gemeinschaftsgefühl stützte sich auf den gemeinsamen sunnitischen Glauben, ihre Loyalität galt der obersten religiösen Instanz der Sunniten, dem Kalifat. „Die Appelle der Kemalisten an eine türkisch-kurdische Bruderschaft unter der Ägide des Kalifats zeigten größeren Erfolg als irgendwelche nationalistischen Appelle der Kurden.“ (ebd., S. 133) Atatürk verstand es, die gemeinsamen türkischen und kurdischen Interessen in den Vordergrund zu stellen und einen großen Teil der kurdischen Aghas für die Befreiungskriege zu mobilisieren. Kurden und Türken verband die Angst vor einem armenischen Staat. Mit der Konsolidierung der kemalistischen Herrschaft fiel die armenische Bedrohung weg und die zweite gemeinsame Bindung, das Kalifat, wurde 1924 von den Kemalisten endgültig abgeschafft. 

Als Ergebnis der Befreiungskriege konnte auf der Konferenz von Lausanne der Abzug aller fremden Truppen und die Anerkennung der Souveränität des neuen türkischen Staates erreicht werden. Der Vertrag von Lausanne (24.11.1923) legte die bis heute gültigen Grenzen in der Region fest. Für die Kemalisten bedeutete er einen akzeptablen Erfolg. Sie erhielten ein etwa viermal so großes und geostrategisch unvergleichlich bedeutenderes Gebiet, als ihnen am Ende des Ersten Weltkriegs diktiert worden war.

Für die Kurden bedeutete der Vertrag die Aufteilung ihrer Siedlungsgebiete auf die Türkei, den Irak und Syrien.
 Die Kurden wurden im Vertrag von Lausanne nicht mehr erwähnt. Die Türkei wurde nur allgemein verpflichtet, die Rech​te der Minderheiten auf ihrem Territorium zu respektieren. Für die Kemalisten gab es, nachdem sie ihre Herrschaft gesichert hatten, keinen Grund mehr für Rücksichten gegenüber den Kurden. „Nach 1922 sprachen die Kemalisten nicht mehr von der kurdisch-türkischen Bruderschaft, sondern allein von den Wünschen und Rechten der Türken.“ (Bruinessen 1984, S. 142)

2.1.4.
 Kemalistische Reformen

Als Mustafa Kemal Atatürk 1923 die Türkische Republik gründete, war das Land feudalistisch strukturiert und 90 Prozent seiner Einwohnerinnen und Einwohner Analphabeten. Er leitete eine zügige Modernisierung der alten Strukturen ein, mit der er den wirtschaftlichen, rechtlichen, sozialen und kulturellen Anschluss an Westeuropa möglichst rasch verwirklichen wollte. Dieses Ziel sollte durch die Schaffung eines modernen Nationalstaates verwirklichte werden, in dem die türkische Kultur und Identität Eckpfeiler sein sollte (Þen 1991). Mit der Einführung des schweizerischen Zivilrechts, des deutschen Handelsrechts und des italienischen Strafrechts - das gerade von den italienischen Faschisten überarbeitet worden war - wurden europäische Rechtsnormen eingeführt. Das bedeutete u.a. die Trennung von Staat und Religion, die Einführung der Einehe, die formale Gleichberechtigung der Frau, die Abschaffung von Fes und Schleier und die Einführung des la​teinischen Alphabets statt der arabischen Schrift.

Der Kemalismus, bis heute die ideologische Stütze des türkischen Staates, definiert sich selbst in den sechs Grundpfeilern:

Republikanismus (Cumhuriyetcilik) bedeutet die Verteidigung der republikanischen Staatsform gegen feudal-absolutistische Zielsetzungen reaktionärer Kräfte.

Nationalismus (Milliyetcilik) heißt Sicherung der nationalen Einheit und der Einheit des Volkes. Mithilfe des nach innen gerichteten Nationalismus wurden die Gebietsverluste des Osmanischen Reichs kompensiert, nach außen hin beschränkte man sich auf die Propagierung der Blutsbrüderschaft aller Turkvölker. Die Existenz nationaler Minderheiten wurde aber immer geleugnet.

Populismus (Halkcýlýk); darunter wird die Orientierung an den Interessen des Volkes verstanden, aber auch die entschiedene Leugnung von Klassengegensätzen, was sich im Verbot von Klassenorganisationen und der Niederschlagung von Klassenkämpfen ausdrückt.

Etatismus (Devletcilik) hat eine eigenständige, vom Ausland unabhängige Ökonomie zum Ziel, deren Grundlage die privatkapitalistische Wirtschaft ist; dazu gehört ein umfangreiches staatliches Engagement, um v.a. die Industrialisierung voranzutreiben.

Laizismus (Laıklık) heißt Trennung von Staat und Religion; Religion wird zur Privatsache.

Revolutionäres bzw. reformistisches Prinzip (Devrimcilik, später umbenannte in: Inkýlapçýlýk); Verteidigung der Errungenschaften der kemalistischen Revolution und Fortsetzung, d.h. insbesondere Europäisierung der Türkei und Stärkung der ökonomischen und politischen Macht der nationalen Bourgeoisie (Werle 1987, S. 26).

Atatürks Reformen, die zweifellos die Türkei tiefgreifend veränderten und prägten, hatten kaum eine Basis in der Bevölkerung. Nur eine dünne Schicht in den Städten - Offiziere und Teile der Oberschicht - trug die Reformen. Die Masse der anatolischen Landbevölkerung stand auch Jahrzehnte später nicht hinter den Umwälzungen, da sie keinen Wandel der Grundlagen ihrer sozialen Existenz herbei führten. Der Kemalismus beschränkte sich auf eine Veränderung des Überbaus, ließ aber die sozialen Verhältnisse bestehen. So fand jede Reform da ihre Grenze, wo die Interessen der Großgrundbesitzer oder der entstehenden Bourgeoisie hätten angetastet werden müssen. Eine Landreform wurde zwar immer wieder angekündigt, aber niemals tatsächlich in Angriff genommen. Selbst bei den Veränderungen im Überbau, wie z.B. im Schulwesen, bemühte sich die kemalistische Politik niemals um eine Unterstützung der Bauernschaft. Die Politik folgte dem Motto: „Trotz des Volkes, aber für das Volk.“ (Keskin 1979, S. 124) 

Die strukturelle Schwäche des Kemalismus, sich auf die Veränderung des Überbaus zu beschränken, ohne eine Veränderung der sozialen Verhältnisse zu bewirken und ohne sich um eine Basis in der Masse der Bevölkerung zu bemühen, verhinderte den Erfolg der Reform​vorhaben. „Sowohl am Anfang der Verwestlichungsbewegung im 19. Jahrhundert als auch nach der Prokla​mation der Republik 1923 wurden Reformen ‘von oben nach unten’ durchgeführt, die in erster Linie den In​te​ressen der Regierenden entsprachen und dem Volk wenig nützen und nützten.“ (Aktaş 1985, S. 176)

Von den weitreichenden kemalistischen Zielen - formuliert in den oben genannten sechs Prinzipien - ist in der heutigen Türkei nur der Nationalismus geblieben.
 Ziele, wie eine vom Ausland abhängige Wirtschaft, eine Bodenreform, ständige an die Bedingungen des Landes angepasste Reformen sind gescheitert oder wurden nicht weiterverfolgt. Feudale Strukturen und Analphabetismus konnten zwar zurückgedrängt, aber bis heute nicht beseitigt werden. Technische Entwicklun​gen bleiben auf die westliche Türkei beschränkt.

Die Heterogenität des Osmanischen Vielvölkerstaats wurde von den Kemalisten durch einen auf strikten Homogenitätsvorstellungen beruhenden Nationalstaat abgelöst.
 Die Fiktion einer einheitlichen türkischen Nation in den Grenzen der neuen Türkei sollte dazu dienen, die Gebietsverluste des einst mächtigen Osmanischen Reichs zu kompensieren. Ein nach innen gerichteter Nationalismus sollte der türkischen Mehrheit das Bewusstsein geben, die Nation zu sein, die allein das Recht hat, „ethnische und rassische Forderungen in diesem Lande zu stellen“.
 

Schriftsteller und Wissenschaftler wurden herangezogen, um die Mythen und Legenden zu produzieren, die den neuen Staat als die Krönung eines natürlichen Prozesses präsentieren sollten. Die „jahrtausendealten Wurzeln des Türkentums“ wurden genauso mobilisiert wie das „jahrhundertelang unterdrückte Nationalgefühl“.

Das Prinzip des Nationalismus wird dahingehend ausgelegt, dass es inner​halb der türkischen Re​pu​blik keine anderen Nationalität außer der türkischen gibt. Je mehr die „unteilbare Einheit des Staatsgebiets und Staatsvolks“ bedroht scheint, um so absurder zeigt sich der Vollzug des Dogmas, dass in der Türkei nur Türken leben. 

Wie ein roter Faden zieht sich der Nationalismus durch die Verfassung, durch die Gesetze, durch staatliche Institutionen bis in jedes Schulbuch. Mehr in den kurdischen Gebieten als in der westlichen Türkei findet man an Brückenpfeilern, an öffentlichen Gebäuden und in Fußballfeldgröße an Hügeln und Bergen Sprüche wie „Ne mutlu Türküm diyene“ (Wie glücklich ist, wer sagen kann, ich bin ein Türke). Der Nationalismus „durchdringt alle Lebens​bereiche, auch alle Ideologien von links bis rechts, die in der Türkei Eingang gefun​den haben.“ (Gögercin 1987, S. 130)

Gerade die nationale Ideologie machte den Kemalismus unfähig, bestehende religiöse, traditionel​le, tribale oder ethnische Strukturen für sein Reformkonzept zu nutzen. Dem Kemalismus gelang es nicht, ein Konzept zu entwickeln, mit dem tatsächlich alle Sektoren der heterogenen türkischen Gesellschaft hätten inte​griert werden können. Die Doktrin eines „unteilbaren“ Zentralstaates schließt von vornherein jede Partizi​pation einzelner Regionen an der Entwicklung staatlicher Konzepte aus und verhindert das Entstehen innovativer Kräfte, die den kulturellen und sozialen Gegebenheiten entspre​chen​de Entwicklungen vorantreiben könnten.

Die Türkei nahm ihre sozio-kulturelle Vielfalt und Vielsprachigkeit nicht als Ausgangs​punkt. Es gab kaum Versuche des Kemalismus, bestehende Strukturen religiöser, ethnischer oder politischer Art zu integrieren. Es wurden im Gegenteil große Anstrengungen unternommen all diese als feindlich angesehenen Strukturen zu bekämpfen. 

Auch im politischen Spektrum der heutigen Türkei bleibt der Kemalismus beinahe unumstritten. Linke und Rechte wetteifern darum, die „wahren Kemalisten“ zu sein. Das offensichtliche Scheitern der kemalistischen Reformvorhaben wird mit Verrat der Prinzipien in der Nachkriegszeit oder Interventionen von außen begründet, aber nicht in der Ideologie selber gesucht. Beispielhaft sei hier auf die Argumentation von Keskin (1979) eingegangen. Der in der Bundesrepublik lebende sozialdemokratische Politiker und Sozialwissenschaftler unterzieht den Kemalismus einer „kritischen Würdigung“. Auf die Frage, wie es zu der gegenwärtigen Misere in der Türkei kommen konnte, entwickelt er die These, die Türkei sei das Produkt eines abhängigen kapitalistischen Systems. Er interpretiert die Türkei als Entwicklungsland, das vor allem durch den Einfluss des ausländischen Kapitals außer Stande gesetzt worden sei, eine den türkischen Verhältnissen entsprechende Entwicklung voranzutreiben. Nach den positiven Ansätzen zu Lebzeiten Atatürks habe die türkische Führungsschicht seit den 50er Jahren ihre Interessen mit den westlichen Industrieländern verknüpft. Dadurch werde der Türkei von außen ein wirtschaftliches und soziales Entwicklungsmodell aufgezwungen, das nicht adäquat sei, die türkischen Probleme zu lösen. Bei aller berechtigten Kritik an den externen Faktoren, die die Unterentwicklung der Türkei verursachen, lenkt sie – so wie sie von Keskin vorgebracht wird - von den strukturellen Probleme des Kemalismus ab. Am Schluss der Arbeit steht konsequenterweise nicht die Forderung nach der Überwindung des Kemalismus, sondern nach dessen „Weiterentwicklung“. Die nationalistische Ideologie des Kemalismus wird von Keskin ausdrücklich legitimiert. Nichtislamische Minderheiten werden beispielsweise als „Kompradoren“ (Keskin 1979, S. 74) des ausländischen Kapitals bezeichnet. Kurden werden wie der Widerstand gegen Mustafa Kemal als „reaktionär“ abgewertet.
 Keskin kritisiert lediglich die Klassenauffassung und die daraus folgende falsche gesellschaftspolitische Orientierung Atatürks sowie das Fehlen eines Gesamtreformkonzepts und die Bürokratisierung des Staatsapparates. „Die grundlegend falsche Einschätzung und die daraus resultierende falsche gesellschaftspolitische und ökonomische Orientierung des Kemalismus lag primär in seiner Auffassung von den Klassen in der türkischen Gesellschaft. Der Kemalismus ging davon aus, ... dass es in der türkischen Republik keine Klassen bzw. keine antagonistischen Klassengegensätze gäbe.“ (ebd., S. 122) Während in den Befreiungskriegen ein Bündnis mit der nationalen Bourgeoisie unumgänglich gewesen sei, hätte später die Bündnispolitik geändert werden müssen. „Sie verlagerte sich mehr und mehr zugunsten der nationalen Bourgeoisie als Folge ihres zunehmenden Einflusses.“ (ebd., S. 123)

Der Kemalismus hat sich nicht nur als untaugliches Konzept erwiesen, sondern er muss heute in ideologischer Hinsicht als das Haupthindernis für eine Entwicklung der Türkei und eine Lösung der anstehenden Probleme wie des Kurdenproblems, aber auch des islamischen Problems gesehen werden. Die türkische Gesellschaft driftet aufgrund ethnischer, religiöser und sozialer Konflikte auseinander und gerät zunehmend in Distanz zu einem Regime, das jenseits des türkischen Nationalismus kaum über Inte​grationsmechanismen verfügt. „Das Regime in der Türkei mitsamt seinen Parteien, seinen politischen Führern, dem Finanz-, Rechts-, Erziehungs- und Gesundheitssystem bricht mit dem Geräusch eines zerfallenden Gebäudes auseinander, dessen Fundamente wegrutschen. Je schneller der Niedergang verläuft, desto mehr Blut, Schrecken, Barbarei, Terror und Unterdrückung ruft er hervor. Verbrannte Dörfer, vertriebene Menschen, Gefängnisrevolten, Straßenschlachten, Mütter, die vor den Gefängnistoren zusammengeprügelt werden - das sind Teile dieses zerbrechenden Gebäudes. Und sie fallen auf uns.“ So schreibt der liberale Kolumnist Yeni Yüzyil (zit. n. Erzeren 1997, S. 7). 

Obwohl die ungelösten Widersprüche der Türkei, die zahlreichen Regierungswechsel und Korruptionsaffären der Politiker sowie die marode Wirtschaft auf die Unfähigkeit des Kemalismus hinweisen, die Probleme der Türkei zu lösen, fühlen sich viele europä​ische Regierungen und Parteien dem Kemalismus verpflichtet bzw. betrachten ihn als kleineres Übel. Der von Kemal Atatürk angestrebte Anschluss an den Westen galt während des Kalten Krieges als Garant gegen die befürchteten Umstürze sozialer Bewegungen („kommunistische Umtriebe“) und gilt heute als Vorposten gegen die „islamische Gefahr“ in der Türkei und im gesamten Nahen und Mittleren Osten. Das Bollwerk Türkei gegen Kommunismus und Islam gilt dem Westen so viel, dass auch die Instabilität, die durch die Unflexibilität aller bisherigen türkischen Regierungen verursacht wird, in Kauf genommen wird. 

2.1.5. Der türkische Staatsbürgerbegriff 

Bald nach dem Ersten Weltkrieg nahmen zentralistische Staatssysteme die Plätze der demgegenüber nur lose integrierten Reiche der Perser und Osmanen ein. Wie andere traditionelle, vorindustrielle und vorkapitalistische Staaten waren weder das Osmanische noch das Persische Reich in der Lage, über alle Provinzen und ethnische Gruppen eine tatsächliche politische Kontrolle auszuüben. Die Einverleibung der Bevölkerung war nur kollektiv möglich, indem man sich der Loyalität einer religiösen oder ethnischen Gemeinschaft bzw. ihrer Oberhäupter versicherte. Integration oder Assimilation fanden unter diesen Bedingungen nur in geringem Ausmaß statt. Die modernen Nachkriegsstaaten Türkei, Iran, Irak und Syrien wurden dagegen in allen Aspekten des ökonomischen, politischen, kulturellen und sprachlichen Lebens streng zentral strukturiert. Die Integration ethnischer Minderheiten durch sprachliche und kulturelle Assimilation war ein vorrangiges Ziel dieser Staaten. Sie richteten sich nach dem Modell der „Nationenstaaten“ Europas mit einer Sprache, einer Kultur und einem Zentrum der politischen Macht. Die Bürger sind individuell, nicht kollektiv an den Staat gebunden. Individuen unterschiedlicher ethnischer oder linguistischer Zuschreibung haben gleiche Rechte und Pflichten gegenüber dem Staat. Die Erfüllung der Gleichheitsrechte hat jedoch die Assimilation zur Folge, da nur die Sprache und Kultur der dominanten Gruppe offiziell anerkannt werden. 

In der kemalistischen Argumentation wird der Begriff „Türke“ vielfältig und widersprüch​lich ausgelegt. Atatürk benutzte den Nationalismusbegriff eher pragmatisch. Es ging ihm in erster Linie um die Schaffung eines Nationalgefühls. Das Türkentum betonte er unter anderem auch deswegen, weil er den Islam als tragendes Element des Zusammenhörigkeitsgefühl ablösen wollte.

Wenn man davon ausgeht, dass das folgende Zitat authentisch ist, dann erkannte Atatürk durchaus die politische Brisanz des Kurdenfrage. Die Veröffentlichung von Protokollen einer Pressekonferenz, die Atatürk am 16. Januar 1923 hielt, durch die Zeitschrift „İkibin´e doğru“ sorgte in der türkischen Öffentlichkeit für großes Aufsehen. Darin heißt es: „Statt folglich selbständiges kurdisches Gemeinwesen zu projektieren, werden im Einklang mit unserer Verfassung ohnehin lokale Selbstverwaltungen besonderer Art entstehen. In den Regierungsbezirken, wo die Bevölkerung kurdisch ist, werden sie sich dann autonom verwalten. Wenn fürderhin die Rede auf das Volk der Türkei kommt, dann müssen auch sie (die Kurden, d. V.) mit erwähnt werden. Sobald sie unberücksichtigt bleiben, besteht stets die Gefahr, dass sie zum Problem werden.“ (zit. n. Behrendt 1993, S. 343) Diese Überlegungen wurden allerdings nie umgesetzt. Bereits zu Lebzeiten Atatürks wurden Gesetze mit stark assimilatorischem Charakter erlassen und Vernichtungszüge gegen die kurdische Bevölkerung durchgeführt. 

Das türkische Rechtswesen schwankt zwischen einer ethnischen und einer staatsbür​ger​rechtlichen Definition des Begriffs „Türke“. Die Bestimmungen definieren das türkische Staatsvolk nicht ethnisch, sondern ähnlich wie in der französischen Verfassung staatsrechtlich: „Jeder, den mit dem türkischen Staat das Band der Staatsangehörigkeit verbindet, ist Türke.“ (zit. n. Rumpf 1993, S. 189) 

In der Präambel der Verfassung werden jedoch das Prinzip des Nationalismus und die „nationale Kultur“ besonders hervorgehoben, ohne eindeutig festzulegen, ob unter „nationaler Kultur“ die ethnisch-türkische Kultur oder eine von der ethnischen Definition wegführende staatsbürgerrechtliche Bedeutung gemeint ist. Die Forderung der Konsti​tution, dass keine Meinung geschützt werden dürfe, die gegen die „geschichtlichen und geistigen Werte des Türkentums“ verstoße, weist aber auf eine eher ethnische Auslegung des Begriffs „Türkentum“ hin (Rumpf 1993, S. 197). Da die neu gegründete Nation gerade nicht an die Geschichte des Osmanischen Reichs anknüpfen wollte, fällt es schwer, die „geschichtlichen Werte“ des „Türkentums“ nicht im Sinne völkischer Traditi​onen zu interpretieren.
 

Konkrete Gesetze mit eindeutig assimilatorischem Charakter legen eine ethnische Interpre​tation des Nationenbegriffs nahe. Ein Gesetz aus dem Jahre 1934 ermöglichte die Zwangs​umsiedlung von Bevölkerungsgruppen, „die nicht der ‘nationalen Kultur’ verbunden waren“ (ebd., S. 180). 

Das Antiterrorgesetz von 1991 stellt „Propaganda gegen die Einheit von Staatsgebiet und Staatsvolk“ unter Strafe. Nach der rigiden Auslegung fällt unter dieses Delikt beispielsweise die Forderung nach kurdischem Unterricht. Einer der wichtigsten Paragraphen des Strafgesetzbuchs bedroht denjenigen mit der Todesstrafe, der mit oder ohne Gewalt versucht, Teile des Staatsgebiets aus dem Staatsverband herauszulösen (ebd., S. 195). 

2.1.6. Kurdische Aufstände 

Von 1925 bis 1938 kam es in der Türkischen Republik zu mehreren kurdischen Aufständen.
 Wie die Armenierverfolgung wird die Niederschlagung der kurdischen Aufstände in keinem türkischen Schulbuch erwähnt. In der öffentlichen Rezeption gelten die Aufstände als Angriffe feudalistischer, tribaler oder religiöser Strukturen auf die kemalistischen Reformen. „In der kemalistischen Historiographie werden die kurdischen Aufstände gewöhnlich als letzter Widerstand einer rückständigen, reaktionären Bevölkerung gegen die dringend notwendige Modernisierung dargestellt, und ihre Unterdrückung wird als Bestandteil der zivilisationsbringenden Mission des Regimes betrachtet.“ (Bruinessen 1984 , S. 110) 

Die Massaker, die die türkische Armee bei der Niederschlagung nicht nur an den Aufständischen, sondern auch an der Zivilbevölkerung beging sowie die zahlreichen Deportationen, die im Anschluss daran durchgeführt wurden, werden nur von kurdischer Seite erwähnt, in der türkischen Öffentlichkeit werden sie totgeschwiegen. 

Die Reihe der kurdischen Erhebungen begann mit dem Scheich-Said-Aufstand.
 Anders als der Name vermuten lässt, ging die Initiative und Planung nicht auf religiöse Führer, sondern auf die dem erwachenden kurdischen Nationalismus verbundene Organisation Azadi zurück. Diese war 1923 von kurdischen Offizieren, Scheichs, Stammesführern und städtischen Notablen gegründet worden und hatte den Aufstand lange und intensiv vorbereitet. Aus Mangel an einer bekannten Führungspersönlichkeit griff Azadi auf den populären Scheich Said zurück. Scheich Said genoss bereits große Autorität unter der Landbevölkerung, die er mit religiöser Propaganda für den Aufstand mobilisierte. „Dies hat dem Aufstand ein äußeres Erscheinungsbild gegeben, das es dem kemalistischen Regime leicht machte, ihn als Rebellion der ultrakonservativen religiösen Fanatiker gegen den ‘Fortschritt’ abzustempeln.“ (Behrendt 1993, S. 387) 

Die Gründe für den Aufstand waren vielfältig. Einerseits traf die Abschaffung des Kalifats die gesamte anatolischen Landbevölkerung wie ein Schock. Der radikale Bruch Atatürks mit der reli​giösen Autorität des Islam konnte sich kaum auf die Bevölkerung in der Türkei stützen. Zudem fürchteten kurdische Aghas und Scheichs die Beschneidung ihrer Privilegien. Auf der anderen Seite brachten aber auch die beginnende türkische Assimilationspolitik - insbesondere Angst vor Deportationen - und die desolate ökonomische Lage die kurdische Bevölkerung auf. Folgt man der komplexen Darstellung des Scheich-Said-Aufstand bei Bruinessen (1984) und Behrendt (1993), dann dürften nationalistische Motive für die meisten Aufständischen kaum eine Rolle gespielt haben. Erst während des Aufstandes entwickelten sich diffus kurdisch-patriotische Gefühle. 

Der Aufstand gab den Kemalisten die Gelegenheit, sich diktatorische Machtbefugnisse anzueignen. Sie nutzten die Gelegenheit, auch die türkische Opposition auszuschalten, z.B. wurden alle oppositionellen Zeitungen verboten. In Ankara hatte der Aufstand Reaktionen ausgelöst, „die weit über die bloße Niederschlagung der Erhebung hinauszielten. Instinktsicher hatte Mustafa Kemal erfasst, dass sich hier die Gelegenheit bot, sämtliche potenziellen Rivalen aus den im sog. ‘Befreiungskrieg’ gebildeten politischen Klassen ein für allemal aus dem Weg zu räumen.“ (Behrendt 1993, S. 378)

Gleichzeitig wurde die Niederschlagung des Aufstands mit massiver Truppenübermacht durchgeführt. Scheich Said wurde mit 52 weiteren Aufständischen gefangengenommen und in Diyarbakýr gehenkt. Mit gnadenloser Härte ging die türkische Armee gegen den geringsten Widerstand der kurdischen Stämme vor. Die Kemalisten suchten „die bewusste Konfrontation mit der traditionellen Elite, um deren Machtbasis mit der geballten Wucht der vollständig mobilisierten Militärmaschine zu zerschlagen.“ (ebd., S. 381)

Zu einer Veränderung der ökonomischen Verhältnisse waren die Kemalisten aber - wie bereits erwähnt - zu keiner Zeit bereit. Die Zerschlagung feudalistischer Strukturen und die Durchsetzung einer Bodenreform blieben hohle Phrasen. „Folglich blieb ihnen zur Befriedung der Region nur die Rückkehr zur altbewährten Kooperation mit den lokalen Potentaten.“ (ebd., S. 385)

Die kemalistische These, wonach der Scheich-Said-Aufstand als letzter Widerstand der reaktionären
 und rückständigen Bevölkerung gegen die Modernisierungsbestrebungen des kemalistischen Regimes interpretiert wird, lässt sich nicht halten. Die Anführer des Aufstands waren keine Groß​grundbesitzer. Nur ein Teil der feudalen Eliten beteiligte sich an dem Aufstand, andere wiederum paktierten mit den türkischen Truppen.
 „Häufig waren es gerade die ‘feudalsten’ Stammesführer und Grundbesitzer, die freiwillig mit der Regierung kooperierten. Die Regierung bemerkte auch, dass das Gebiet nur über die feudalen Elemente wirksam zu kontrollieren war. ... (Es) entwickelte sich eine Symbiose zwischen Provinzbeamtentum und ‘feudalen’ Führern.“ (Bruinessen 1984, S.161)

Bis heute dient der Aufstand dazu, die Kurden als potenzielle Verräter zu brandmarken. „In den Medien z.B. wurde in bezug auf einen Abgeordneten der Refah-Partei der heutigen Regierung immer nur vom ‘Enkelsohn Sheik Seids’ gesprochen, als man ihn wegen seiner Vermittlerrolle bei der erstrebten Freilassung von türkischen Soldaten in PKK-Lagern kritisieren wollte.“ (Yalçın- Heckmann 1997, S. 44 Anm.) 

Es folgten weitere kurdische Aufstände und Revolten. Als letzter wurde der Dersim-Aufstand
 durch türkische Truppen niedergeschlagen. Durch ein Ansiedlungsgesetz wurden 1934 die Deportationen in den Westen der Türkei legitimiert. Die Zahl derer, die deportiert wurden, geht in die Zehntausende, wenn nicht gar Hunderttausende.
 Nach 1940 begann im türkischen Teil Kurdistans eine Phase des Stillschweigens, die durch militärische Besetzung, wirtschaftliche Ausbeutung und Vernachlässigung sowie zwangsassimilatorische Maßnahmen gekennzeichnet war. 

2.1.7 „Interne Kolonie“ – Status der kurdischen Gebiete 
Wie ist der Status der Kurden und Kurdinnen in der Türkei zu beschreiben? Sind sie mit dem Be​griff „Minderheit“ hinreichend beschrieben? Bozarslan problematisiert den Begriff Minderheit. Für ihn ist die kurdische Bevölkerung Minderheit und Mehrheit zugleich. „From a demographic point of view, Kurds constitute a territorial majority; yet they form a minority in the etymological sense of the term, for they are excluded from ‘majority’ status.“ (Bozarslan 1995 b)

Bozarslan schlägt vor, beide Begriffe aufeinander zu beziehen. Kurden als Individuen hätten zwar den Status als volle Staatsbürger, aber als Mitglied der Gruppe der Kurden könnten sie nicht den gleichen Status in Anspruch nehmen wie die dominante ethnische bzw. nationale Gruppe. Dieser rechtliche Ausschluss würde sie faktisch in den Länder, in denen sie leben, marginalisieren. Türkische Staatsbürger kurdischer Herkunft könnten fundamentale Verfassungsrechte wie das Versammlungsrecht, das Recht auf Bewegungsfreiheit sowie das Recht auf freie Meinungsäußerung nur dann für sich geltend machen, wenn sie das in der Verfassung verankerte Prinzip des türkischen Nationalismus anerkennen. 

Nach Bozarslan können die kurdischen Gebiete in der Türkei sowie im Iran und im Irak als „internal colonies“ beschrieben werden, aus denen die Rohstoffe herausgezogen würden, aber in die wenige ökonomische Mittel zurückfließen würden. In Kurdistan werden Erdöl, Chrom, Kupfer, Eisen, Blei, Nickel und Phosphor abgebaut. Die weiterverarbeitende Industrie aber hat ihren Sitz im Westen der Türkei. Ein großer Teil der Rohstoffe wird direkt ins Ausland exportiert. Während in Anatolien die Privatwirtschaft gefördert wird, sind alle Wirtschaftszweige in Kurdistan Monopol des Staates. Den Kurden bleiben nur Kleinstbetriebe in Familienhand. Das Land wird in wirtschaftlicher Rückständigkeit gehalten. Dies hat eine hohe Arbeitslosigkeit zur Folge, die viele Kurden zur Migration in die westlichen Metropolen oder nach Europa zwingt. Diese Migrationsbewegungen sind durchaus Ziel der türkischen Kurdenpolitik. In den kurdischen Provinzen, in denen der Assimilationsdruck z.B. durch einen hohen Anteil an türkischer Bevölkerung schon immer besonders groß war, wurden regelrechte Kampagnen zur Förderung der Arbeits​migration durchgeführt. 

Die offizielle türkische Rhetorik versucht, die direkten und indirekten Vertreibungsmaßnahmen durch Schuldzuweisungen an die PKK zu verdecken. Alle ökonomischen und materiellen Zerstörungen werden ausschließlich der PKK angelastet, gleichzeitig wird behauptet, der türkische Staat würde die Infrastruktur im „Osten“ fördern.
 Entgegen der türkischen Propaganda wird die wirtschaftliche Entwicklung im Osten nicht nur vernachlässigt
, sondern bewusst behindert, um den Migrationsdruck aufrechtzuerhalten. Nach den Memoiren einiger hoher Offiziere hat die türkische Regierung eine Industrialisierung der unsicheren kurdischen Gebiete stets zu verhindern gewusst (Bozarslan 1995 b). 1998 wurden durch ein Dekret des Ausnahmenzustandsgouverneurs 369 Firmen in Diyarbakýr von den üblichen staatlichen Subventionen ausgeschlossen.
 Kurdische Geschäftsleute werden von Angehörigen der Sicherheitskräfte dermaßen drangsaliert, dass sie oft keinen anderen Ausweg sehen, als in den Westen der Türkei umzusiedeln.
 

Von dem Staudamm- und Bewässerungsprojekt GAP (Güneydoðu Anadolu Projesi)
 profitieren hingegen nur Firmen von außen. Nach dem Willen Ankaras soll in den sechs kurdischen Provinzen Gaziantep, Urfa, Adiyaman, Diyarbakýr, Mardin und Siirt durch die Stauung von Euphrat und Tigris mit Wasserkraftwerken die Energieproduktion gesteigert werden und eine exportorientierte Agrarproduktion auf bewässertem Land aufgebaut werden. Durch das Großprojekt werden die Länder flussabwärts von Euphrat und Tigris - Syrien und Irak - von Wasserressourcen abgeschnitten, ein riesiges Gebiet wird ökologisch verändert, viele archäologische Stätten werden für immer überspülen und die Subsistenzwirtschaft der Masse der landlosen Kleinbauern in der Region wird vernichtet. In den geplanten Monokulturen werden die Menschen nur noch als saisonale Wanderarbeiter gebraucht. Das Projekt wird die Desintegration der dort wohnenden Bevölkerung bewirken und sie zwingen in Gecekondus umzusiedeln. 
In jeder Hinsicht besteht ein erhebliches soziales Gefälle zwischen den östlichen und den westlichen Provinzen des türkischen Staatsgebietes. In der Provinz Kocaeli im Westen der Türkei betrug 1988 das Bruttosozialprodukt 3.650 Dollar pro Kopf jährlich, während in der kurdischen Provinz Hakkari im äußersten Südosten das Bruttosozialprodukt bei 177 Dollar pro Kopf lag.
 „Die Zeit“ vom 28.8.1992 schreibt: „In Istanbul, bei der Industrie- und Handelskammer bekommt man auch die interessante Broschüre ‘A Social and Economic Atlas of Turkey’. ... Daraus lernt man dann z.B., dass im kurdischen Urfa 98 von 1.000 geborenen Kindern nicht den ersten Geburtstag erleben. Durchschnittlich sind es 66 in der Türkei. In Südostanatolien kann knapp die Hälfte der Einwohner weder lesen noch schreiben, in Istanbul lediglich zwölf Prozent. Im Südosten der Türkei sind rund 45 Prozent aller Arbeitskräfte Familienangehörige, die keinen Lohn bekommen. Nur halb so groß ist der Wert im Rest des Landes. So kann man blättern und blättern und immer schneiden die kurdischen Provinzen besonders schlecht ab.“

Die tatsächliche Herrschaft in den kurdischen Provinzen liegt bei den Ausnah​mezustands​be​hör​den, die über diktatorische Vollmachten verfügen.
 All diese Behörden sowie Polizei und Gerichtsbarkeit kommen von außen. Ihre Struktur ähnelt der von Besatzungsmächten. Behörden wie die des Gouverneurs oder das Nationale Erziehungsministerium liegen direkt auf Militärgelände. Verwaltungsbeamte haben kaum Kontakt zur „autochthonen“ Bevölkerung. Für sie stehen eigene Schulen und Versorgungseinrichtungen zur Verfügung.

Der türkische Soziologe Beþikçi vertritt die These, dass Kurdistan eine Kolonie sei.
 Beþikçi gilt als ein Theoretiker der neueren kurdischen Nationalbewegung, der in allen politischen Lagern Anerkennung genießt. Außerhalb der Türkei wurde weniger der Inhalt seiner Bücher als die Tatsache, dass er für fast jede Veröffentlichung zu Haftstrafen verurteilt wurde, bekannt. 

Beþikçi weist die These, die Kurden seien eine Minderheit, entschieden zurück. „Die kurdische Frage ist keine Minderheitenfrage. ... Die Kurden leben in Kurdistan in ihrer eigenen Heimat, in ihrem eigenen Land. Sie sind die Ureinwohner des Landes und sind nicht aus einem anderen Gebiet hergezogen.“ (Beþikçi 1991, S. 21) Mit 20 bis 30 Millionen Mitgliedern hätte das kurdische Volk mehr Mitglieder als viele Staaten des Nahen Ostens.
 Nur die koloniale Aufteilung auf ver​schiedene Staaten lasse ihren Bevölkerungsanteil in den verschiedenen Staaten gering erscheinen. „Die kurdische Frage ist ... keine Frage, die Minderheitenrechte betrifft. Das Grundproblem der kurdischen Frage ist, dass die kurdische Nation und Kurdistan durch die imperialistischen Mäch​te und durch ihre Kollaborateure im Nahen Osten zersplittert und aufgeteilt wurden und der kurdischen Nation ihr Recht genommen wurde, einen unabhängigen Staat zu gründen.“ (ebd., S. 23)

Kurdistan habe also den Status einer Kolonie, es sei von der Türkei, dem Irak, dem Iran und Syrien besetzt. Während man aber bei den klassischen Kolonien auf dem afrikanischen Kontinent die Identität der kolonialisierten Völker anerkannt, sei es das Ziel der Kurdistan kolonialisierenden Regimes, die Identität der Kurden zu vernichten. 

„Kurdistan ist noch nicht einmal eine Kolonie, das kurdische Volk ist noch nicht einmal kolonialisiert. Der politische Status Kurdistans und des kurdischen Volkes befindet sich sehr weit unter dem einer Kolonie. Kurdistan hat weder einen politischen Status, noch eine politische Identität. Die Kurden sind ein Volk, welches man versklaven und seiner Identität berauben will, klarer ausgedrückt, es soll mit seiner Kultur und Sprache von der Erdoberfläche getilgt werden. Das Ziel ist es, die kurdische Identität vollkommen zu vernichten.“ (ebd., S. 16 f.) 

Beþikçi sieht die wesentliche Ursache dafür, dass andere Staaten ihre Herrschaft über Kurdistan ausüben konnten, in der nach wie vor feudalistischen und tribalistischen Struktur der kurdischen Gesellschaft. Die Aghas seien zur Sicherung ihrer eigenen Macht oft genug bereit gewesen, Bündnisse mit den Kolonialkräften einzugehen. Ebenso ließen sich verschiedene kurdische Stämme von den türkischen Behörden funktionalisieren. Ein Beweis für die „Schwäche der kurdischen Gesellschaft“ (ebd., S. 190) seien die Dorfschützer
. Beþikçi nennt dieses Phänomen „Teile-und-Herrsche-Politik“. Den Kurdistan beherrschenden Staaten sei es immer wieder gelungen, die kurdische Gesellschaft zu spalten. Zur Lösung der kurdischen Frage müssten die Kurden nicht nur um Selbstbestimmung, sondern auch gegen die bestehende autoritär-hierarchische Ordnung innerhalb der eigenen Gesellschaft kämpfen. Nur wenn sich die Kurden der „Teile-und-Herrsche-Politik“ widersetzten und auf ihre eigene Kraft vertrauten, seien sie in der Lage, sich vom Joch anderer Mächte zu befreien. 

Übersicht: Der türkisch-kurdische Konflikt

Politische und 

historische Aspekte 


Perspektive des 

türkischen Staates 
Perspektive der 

kurdischen Nationalbewegung

Herkunft der Kurden
Es gibt keine Kurden, verschiedene Theorien interpretieren die Kurden als türkische Stämme, Bergtürken u.ä. 
Kurden leben seit sehr langer Zeit in Kurdistan. Sie lebten bereits in ihren heutigen Siedlungsgebieten, bevor die ersten Türken und Araber dorthin kamen. 



Vertrag von Sèvres 1920
Zerstückelung der Türkei; Unterwerfung unter die europäischen Mächte 
Anerkennung des Rechts der Kurden auf Selbstbestimmung; Option auf einen kurdischen Staat



Befreiungskriege


Das türkische Volk kämpft unter der Führung von Mustafa Kemal gegen die imperialistische Vorherrschaft und für eine moderne laizistische Türkei.
Die Kemalisten funktionalisieren die Kurden im Namen einer türkisch-kurdischen Bruderschaft für ihre Ziele und lassen sie anschließend fallen. 



Vertrag von Lausanne 1923
Sichert die Integrität und die Grenzen der heutigen Türkei.


Ignoriert die Existenz der Kurden, sichert die Dominanz der türkischen Ethnie und macht die Hoffnungen auf einen kurdischen Staat zunichte.



Kemalismus 
Staatsideologie


nationalistische Ideologie, die alle Ethnien außer der türkischen negiert



kurdische Aufstände 

1925-1939
feudalistische Angriffe auf die kemalistischen Reformen; Verrat an der Türkei


Ausdruck kurdischen Nationalbewusstseins



kurdischer Befreiungskampf
Terrorismus
antikolonialer Befreiungskampf



Lösungsoptionen
militärische Niederschlagung;

„Es gibt kein Kurdenproblem, nur ein Terrorismusproblem.“


politische Lösung; 

Verhandlungen

� Kurdologische Ansätze an deutschen Universitäten: kurdologische Veranstaltungsreihen an der Universität Hamburg und der FU Berlin im Sommersemester 1993; zweite kurdologische Veranstaltungsreihe an der FU Berlin im Wintersemester 1995/96; Kurdisch-Sprachkurse an der FU Berlin und der Universität GHS Essen; Gastprofessur in Kurdologie (M. Bruinessen) an der FU Berlin im Sommersemester 1996; Kurdologiekongress an der FU Berlin im Mai 1998; 1999/2000 Projekt „Kurdische Identität und politische Bewegungen im Exil“ am Institut für Iranistik der FU Berlin; seit Juni 2000 Pilotprojekt zur Gründung eines An-Institutes für Kurdische Studien an der Universität Köln; Tagung „KurdInnen in der Migrationsforschung: Sichtbare und unsichtbare Anteile“ veranstaltet von der Forschungsstelle für interkulturelle Studien (FiSt) der Universität Köln im Dezember 2000. 


� Die vom Fachbereich Philosophie und Sozialwissenschaften II und der Kurdistan-AG des AStA FU getragene Initiative für die Institutionalisierung der Kurdologie an der FU Berlin tritt nachdrücklich für einen fächerübergreifenden Ansatz ein: „Der von uns gesetzte Schwerpunkt ist kein von der überkommenen Orientalistik inspirierter philologisch-historischer, sondern ein sozialwissenschaftlicher. Kurdologie in unserem Sinn impliziert zu allererst die systematische Auseinandersetzung mit soziologischen, ethnologischen und politologischen Fragestellungen.“ (Savelsberg u.a. 1998).


� Zur kurdischen Geschichte siehe: Bruinessen (1989) gilt als die Kapazität der europäischen kurdologischen Forschung. Er bereiste bereits Ende der 60er Jahre die kurdischen Gebiete und untersuchte die traditionellen Machtverhältnisse auf lokaler Ebene, dabei interessierte ihn insbesondere das ambivalente Verhältnis zwischen kurdischen Nationalismus und verwandtschaftlichen und religiösen - „primordialen“ - Loyalitäten. 


Behrendt (1993) untersucht ausführlich die „Vorgeschichte, Entstehungsbedingungen und ersten Manifestationen“ des kurdischen Nationalismus bis 1925. S.a. Franz 1986, Olson 1989, Yalçın-Heckmann 1991 u. 1997. Weitere Darstellungen: Al-Dahoodi 1987, Arikan 1994, Chaliand 1984, Ibrahim 1983, Vanly 1988


� Nach Behrendt (1993, S. 56) kann die kurdische Geschichte erst ab dem 7. Jahrhundert mit der arabischen Geschichtsschreibung zuverlässig dokumentiert werden. Alle Versuche eine frühere historische Existenz der Kurden von den Namen der Völker, die die Region bewohnten - wie „Guti“ oder „Karduchen“ - abzuleiten, müssen mangels eindeutiger historischer Nachweise Spekulationen bleiben.


� Al-Dahoodi (1987) gibt einen der Ursprungsmythen wieder: „Eines Tages berief König Salomon fünfhundert junge Dschinn zu sich und befahl ihnen, der untergehenden Sonne nachzufliegen und erst dann zurückzukehren, wenn sie im fernen Europa fünfhundert der schönsten Jungfrauen gefunden hätten. Lange suchten und verglichen die Dschinn, ehe sie fünfhundert anmutige Mädchen, sanft wie der Vollmond im Mai, gefunden hatten. Als sie jedoch in den Königspalast zurückkehrten, war Salomon gestorben. Weil aber den Dschinn die Jungfrauen gefielen, heirateten sie die Mädchen und hatten mit ihnen viele schöne Kinder. Und diese hatten wieder Kinder ... und so entstand das Volk der Kurden.“ 


� Weitere Beispiele: „Ohne Zweifel gehört das kurdische Volk zu den ältesten Völkern des nahen Ostens.“ (Khalil 1990, S. 13) „Die Kurden sind eines der ältesten Kulturvölker der Erde.“ (Hennerbichler 1988, S. 1) „Die Ursprünge der Kurden reichen sehr weit zurück. ... Bereits zwischen dem 3. und 2. Jahrtausende v. Chr. treten die Vorfahren der Kurden ... in Erscheinung.“ (Arikan 1994, S. 7) Oft wird Kurdistan in Anspielung auf die archäologischen Funde in dieser Region als „Wiege der Menschheit“ bezeichnet.


� Der Literatur über kurdische Geschichte liegt vielfach implizit die These zugrunde, man könne von einer kurdischen Nationalität im 7. oder 16. Jahrhundert in gleicher Weise sprechen wie in der heutigen Zeit. Behrendt stellt dem die These gegenüber, dass es in der kurdischen Gesellschaft zu dieser Zeit keine „Wahrnehmung der sozialen Welt in nationalen Kategorien“ gegeben habe. Die Wurzeln des kurdischen Nationalismus lägen nicht in den Urzeiten kurdischer Geschichte - etwa bei den Medern, um eine heiß umstrittene These zu erwähnen - , „sondern an der Wende zu unserem Jahrhundert“ (Behrendt 1993, S. 15).


� Obwohl der Islam zweifellos arabischen Ursprungs ist, wird er in der Türkei oft als türkische Religion in osmanischer Tradition interpretiert.


� Afet Inan veröffentlichte 1947 im Auftrag der „Türk Tarih Kurumu“ ein Buch, in dem sie die Ergebnisse von „wissenschaftlichen“ Versuchen, die Türken als Rasse zu klassifizieren, darlegte. Aufgrund von physischen Messungen an 64.000 Personen meinte sie feststellen zu können, dass die physischen Charaktere aller Menschen in Anatolien, Kurdistan, am Schwarzen Meer und in Thrazien gleich seien (Özkan 1995).


� Grundzüge der türkischen Geschichte, Ende 1930, veröffentlicht vom Ausschuss zur Untersuchung der türkischen Geschichte, zit. n. Balci 1994, S. 13.


� Prof. Atilla Köymen auf der Konferenz „Kurdische Identität“ in Iðdir/Türkei 1995. In: Cabbar Siktan: Kurde ist der Name für einen Volksstamm. Milliyet, 11.8.1995, S. 9, zit. n. Özkan 1995, S. 21.


� Hier seien nur beispielhaft drei der zahlreichen diesem Thema gewidmeten Veröffentli�chungen erwähnt: 


Baybara, Tuncer: Doðu Anadolu = Türkmenia (Ostanatolien = Turkmenien), Istanbul 1967


Çakar, Mahmut: Doðu Anadolu´daki Aþiretlerin Türklüðü (Das Türkentum der Stämme in Ostanantolien), Istanbul 1972


Kýrzýoðlu, M.Fahrettin: Kürtlerin Türklüðü (Das Türkentum der Kurden), Ankara 1968


Behrendt erwähnt allein für das Jahr 1982 „zehn einschlägige Monographien“. In der Zeitschrift „Türk Kültürü“ des Kulturwissenschaftlichen Instituts der Türkei (Türk Kültürünü Araþtýrma Enstitüsü) erschienen Aufsätze mit Titeln wie: „Der Versuch im Mittleren Osten eine künstliche Nation zu schaffen“ oder „Einige Anmerkungen zum türkischen Ursprung der Kurden“ (Behrendt 1993, S. 21 u. S. 57).


� Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass sich in Karten und Folianten aus der Zeit des Osmanischen Reichs sehr wohl die Bezeichnung Kurdistan finden lässt.


� Die Grundlage für die Teilung, die letztendlich auch die Teilung der kurdischen Siedlungsgebiete bedeutete, legte ein Geheimabkommen zwischen dem englischen Politiker Sykes und dem französischen Diplomaten Picot von 1916, das sogenannte Sykes-Picot-Abkommen: Mesopotamien, Jordanien sowie die nördliche arabische Halbinsel sollten britischen Einfluss unterstellt werden, während Frankreich Syrien, den Libanon und das erdölreiche Gebiet um Mossul zugesprochen bekam.


� Dagobert v. Mikutsch: Gasi Mustafa Kemal - zwischen Europa und Asien, Leipzig 1935, zit. n. Keskin 1979, 


S. 52.


� „Bis zum letzten Mann werden wir gegen sie kämpfen, und wir werden ihnen schließlich ihre Zivilisation auf ihren Köpfen zerschmettern!“ (Mustafa Kemal, zit. n. Glasneck 1971, S. 144).


� Zitate wie das folgende lassen sich in dem Kemalismus verpflichteten Darstellungen finden:„Ihm flossen Menschen zu, Soldaten, Zivilisten, Beamte, die dem Sultan ihre Loyalität aufkündigten.“ (Rill 1985, S. 60).


� Die Abtrennung der auf dem Gebiet des heutigen Irans liegenden kurdischen Siedlungsgebiete wurde schon im Jahr 1639 festgelegt. Ein Vertrag legte die Grenze zwischen dem Persischen und dem Osmanischen Reich fest, die bis zum Ersten Weltkrieg Bestand haben sollte und noch heute die Grenze zwischen der Türkei und dem Iran markiert.


� Im Abschnitt „Kemalismus“ wurden überarbeitete Passagen aus meiner Diplomarbeit (Skubsch 1994) und aus einem Beitrag über „Das Bildungswesen der Türkei aus kurdischer Perspektive“ (diess. 1998 b) übernommen.


� „Die Idee des Nationalismus ist heute das einzige noch erhaltene und wirksame Prinzip dieser Reformen.“ (Höhfeld 1995, S. 66).


� Zur Rolle kultureller Vielfalt im Wandel von Agrarstaaten zu Systemen, die eine höhere Mobilität voraussetzen bzw. produzieren, schreibt Gellner (1990, S. 274 f.): „Die kulturelle Vielfalt, die für große Agrarstaaten so typisch und nützlich war, stellt mobile Bevölkerungen mit fast zum Allgemeingut gewordener Schriftkenntnis und Bildung vor erhebliche Probleme. Der kulturelle Pluralismus verträgt sich gut mit der Existenz isolierter bäuerlicher Gemeinschaften und mit stabilen hierarchisch geordneten berufsständischen Systemen, bei denen Tätigkeit und gesellschaftliche Stellung von einer Generation zur nächsten weitervererbt wird. Hingegen verträgt er sich außerordentlich schlecht mit mobilen Bevölkerungen, deren Kultur von einem staatlich überwachten Erziehungssystem abhängt.“


� Premierminister Inönü 1930, zit. n. Roth 1978, S. 63.


� In späteren Veröffentlichungen geht Keskin auf die Situation der in der Türkei lebenden Kurden ein. Er kritisiert, dass die kurdische Volksgruppe von den „Herrschenden unterschlagen“ wird, und fordert Schulen, in denen „neben dem Türkischen das Kurdische gelehrt wird“ sowie Publikations- und Sendemöglichkeiten für Kurdinnen und Kurden (Keskin 1993). Bei aller Kritik an dem gegenwärtigen Regime in der Türkei bleibt er in wesentlichen Punkte dennoch auf der Ebene der Rechtfertigung der türkischen Politik. In der Türkei habe es Assimilation „im positiven Sinne“ gegeben. Die Schuld für den gegenwärtigen Konflikt liege vor allem bei der „Terrororganisation“ PKK: „Fast alle Parteien wollen eine politische Lösung, aber nicht unter dem Diktat des Terrors und der Gewalt. Erst muss der Terror beseitigt werden, und dann können alle weiteren Fragen besprochen werden.“ (Keskin 1995).


� Der Abschnitt „Der türkische Staatsbürgerbegriff“ ist eine überarbeitete Passage aus meinem Aufsatz über „Das Bildungswesen in der Türkei aus kurdischer Perspektive“ (Skubsch 1998b).


� Nach der Verfassungsänderung von 1982 wurde dem nationalistischen Prinzip ein noch stärkeres Gewicht in der Verfassung eingeräumt.


� Zu den bedeutendsten Aufstände gehörten der Scheich-Said-Aufstand (1925), der Ararat-Aufstand (1928-32) und der Dersim-Aufstand (1936-39).


� In der Literatur finden sich unterschiedliche Schreibweisen für Scheich Said. Hier wurde eine gebräuchliche und zugleich dem Deutschen angepasste Schreibweise ausgewählt.


� Keskin erwähnt das Ereignis mit dem Satz: „Im Februar 1925 kam es in der Türkei zum Aufstand der reaktionären Kurden unter der Führung ‘Seyh Sait’, der nicht nur die territoriale Integrität der Türkei, sondern darüber hinaus auch die neue Republik zu gefährden drohte.“ (Keskin 1979, S. 63).


� Das widersprüchliche Verhältnis kurdischer Aghas und türkischer Autoritäten im Dersim-Aufstand wurde von Haydar Işik sehr anschaulich in Romanform verarbeitet. Das Buch mit dem Titel „Der Agha aus Dersim“ beschreibt vor authentischem Hintergrund einen kurdischen Großgrundbesitzer, der trotz Kollaboration mit den türkischen Behörden sich und seine Sippe nicht vor dem Ausrottungsfeldzug der türkischen Truppen retten kann.


� Auf den Dersim-Aufstand wird im Zusammenhang mit den Aleviten in Abschnitt 7.1.Religiöse Minderheiten in der Türkei eingegangen.


� 20.000 Kurden wurden allein nach dem Scheich-Said-Aufstand in den Westen der Türkei deportiert (van Bruinessen 1984, S. 160; Behrendt 1993, S. 382).


� In der Zeitschrift für Türkeistudien (1993, H. 2, S. 307 ff.) wird kritisch eine den türkischen Staat entlastende Argumentation des türkischen Wirtschaftswissenschaftlers Kenan Mortan referiert, die dieser am 9.2.1993 im Rahmen der vom Zentrum für Türkeistudien veranstalteten „Bonner Gespräche“ vertreten hatte. Kenan Mortan von der Universität Eskişehir bedauert, dass sich die „Ostler“ nicht für den Osten interessieren. Etwa 25 Millionen Menschen seien innerhalb der letzten zwei Jahrzehnte in den Westen gewandert. Der Staat habe versucht, gegen diesen Trend durch Steuererleichterungen und Sonderförderungen zu intervenieren, allerdings ohne Erfolg. Wirtschaftsunternehmen von ethnischen Minderheiten hätten einen erheblichen Anteil am türkischen Bruttosozialprodukt. Allerdings würde kein aus Ostanatolien kommender Unternehmer ein Investitionsobjekt im Osten unterhalten. Einen Anreiz für den Bevölkerungszuwachs stelle das GAP-Projekt dar. Allerdings müsse man fragen, ob sich ein derart kostspieliges Projekt lohne, um die Menschen in dieser Region zu halten. Letztendlich sei es Aufgabe der Kurden, sich für ihre Region zu interessieren, statt abzuwandern. Die kurdischen Unternehmer müssten in ihrer Region wirtschaftliche Dynamik und Eigeninitiative entfalten. 


� Nach einer Statistik des türkischen Arbeitgeberverbandes TÜSIAD gingen 1989 nur 3,9 % der gesamttürkischen Investitionen nach Kurdistan. 39,7 % flossen hingegen in die Marmara-Region (Şenol 1992, S. 50).


� Demgegenüber behauptet Þen (1998): „Die derzeitige Regierung hat die Wichtigkeit des wirtschaftlichen Aufbaus erkannt und versucht ihn durch verschiedene Maßnahmen zu fördern.“ 


� Nach übereinstimmenden Äußerungen mehrerer kurdischer Politiker und Gewerkschafter in Interviews, die ich im April 1998 in Diyarbakýr führte. 


� Zum GAP-Projekt siehe ausführlich: Hinz-Karadeniz/Stoodt 1993.


� Tercüman, (türkische Tageszeitung), 27.10.1988.


� Als der türkischen Regierung Ende der 70er Jahre die politische Kontrolle zu entgleiten drohte, verhängte sie in den kurdischen Provinzen das Kriegsrecht. Mit der scheinbaren Demokratisierung 1983 wurde zwar das Kriegsrecht, nicht aber der Ausnahmezustand in den kurdischen Provinzen aufgehoben. Seit 1987 liegt die Regierungsgewalt in diesen Gebieten bei einem Spezialgouverneur, der vom Nationalen Sicherheitsrat in Ankara eingesetzt wird. Seit 1979 steht die kurdische Region ununterbrochen unter Ausnahmezustand. 


� 1990 veröffentlichte er in der Türkei unter dem Titel „Devletlerarasý sömürge Kürdistan“ (Istanbul 1990) eine Studie zu der These. Im Deutschen erschien es unter dem Titel „Kurdistan - Internationale Kolonie“ 1991. Zur Verfolgung Beþikçis durch türkische Behörde s. Abschnitt 3.3. Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern.


� Einwohnerzahlen von Staaten des Nahen und Mittleren Ostens im Vergleich: Syrien (13,3 Millionen), Irak (19,3 Millionen), Jordanien (4,2 Millionen), Israel (4,6 Millionen), Libanon (3 Millionen).


� Dorfschützer (köy korucu) werden Kurden genannt, die mehr oder weniger freiwillig vom türkischen Staat im Kampf gegen die PKK-Guerilla eingesetzt werden.
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